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STRAFEN IN ÖSTERREICH BEI VERSTÖßEN GEGEN EUROPÄISCHE 

SOZIALVORSCHRIFTEN IM STRAßENVERKEHR 
 
1. Europäische und nationale Rechtsgrundlagen 
 
Unter EU-Sozialvorschriften im Straßenverkehr versteht man im Wesentlichen zwei in den 
EU-Mitgliedstaaten unmittelbar anwendbare Rechtsvorschriften, nämlich 

 Verordnung (EG) Nr. 561/2006 (Lenk-und Ruhezeiten-Verordnung) 

 Verordnung (EG) Nr. 165/2014 (Tachografen-Verordnung).  
 
Beide Verordnungen regeln gemeinsam das Arbeitszeitrecht für Lenker von bestimmten 
Kraftfahrzeugen (vereinfacht dargestellt LKW über 3,5t sowie Busse mit mehr als acht 
Fahrgastplätzen) sowie die mit dem EU-Kontrollgerät verbundenen Verpflichtungen. Da 
beide Verordnungen keine konkreten Strafbestimmungen enthalten, sind diese 
ausschließlich in nationalen Gesetzen zu finden, nämlich im Kraftfahrgesetz (KFG), 
Arbeitszeitgesetz (AZG) sowie Arbeitsruhegesetz (ARG).  
 
Die Strafbestimmungen in diesen nationalen Gesetzen sind teilweise durch Europarecht 
vorbestimmt. Zwar gibt es für die jeweilige Strafhöhe keine europarechtlichen Vorgaben, 
allerdings ist das Ausmaß des Verschuldens europaweit einheitlich in Anhang III der EU-
Richtlinie 2006/22/EG („Kontroll-Richtlinie“) in der Fassung der Richtlinie VO 2016/403 
geregelt. Dies hat selbstverständlich auch Auswirkungen auf die jeweilige Strafhöhe in 
Österreich, da Grundlage jeder Strafe immer die Schwere des Verschuldens ist.  
 
Anhang III der EU-Richtlinie teilt die Verstöße gegen die EU-Sozialvorschriften nach ihrer 
Schwere in vier Kategorien, nämlich 

 schwerste Verstöße, 

 sehr schwerwiegende Verstöße  

 schwerwiegende Verstöße 

 geringfügige Verstöße 
 
ein. Diese Systematik ist auch in Österreich im KFG, AZG und ARG rechtlich umgesetzt. 
 
Im AZG werden allerdings nicht nur die europarechtlich in Anhang III der Kontroll-Richtlinie 
erfassten Übertretungen unter Strafe gestellt. Zu bestrafen sind arbeitszeitrechtlich auch 
alle dort nicht genannten Verstöße gegen die Lenkzeiten- und Kontrollgerät-VO.  
 
Vorsicht! 
Die EU-Sozialvorschriften sind nicht nur von unselbständigen Lenkern sondern auch von 
„selbständigen Kraftfahrern“, somit also auch von selbst fahrenden Unternehmern 
einzuhalten. Strafen wegen Übertretungen des AZG oder ARG können aber ausschließlich 
bei Verstößen von Arbeitnehmern verhängt werden. Strafen wegen Übertretungen des KFG 
richten sich darüber hinaus auch an den „selbst fahrenden Unternehmer“ 
 
2. Art des Verstoßes 
 
Übertretungen der EU-Sozialvorschriften sind Verstöße gegen Lenk- und Ruhezeiten 
einerseits (VO 561/2006) und gegen Kontrollgerätepflichten andererseits (VO 165/2014). 

http://eur-lex.europa.eu/LexUriServ/LexUriServ.do?uri=OJ:L:2006:102:0001:0013:DE:PDF
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32014R0165&qid=1461572377345&from=DE
http://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/PDF/?uri=CELEX:32016R0403&rid=1
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Zur ersten Gruppe zählen Überschreitungen der zulässigen täglichen und wöchentlichen 
Lenkzeiten sowie Unterschreitungen der täglichen und wöchentlichen Mindestruhezeiten. 
Auch die Verknüpfung von Lohn und zurückgelegter Strecke bzw. Menge der beförderten 
Güter ist strafbar. 
 
Zur zweiten Gruppe zählen das Fehlen eines Kontrollgeräts sowie dessen Nichtbenutzung 
oder fehlerhafte Benutzung, nicht ordnungsgemäße Benutzung der Fahrerkarte oder des 
Schaublatts, Betrug im Zusammenhang mit der Verwendung des Kontrollgeräts, der 
Fahrerkarte oder des Schaublatts sowie fehlende oder fehlerhafte handschriftliche 
Vermerke auf Ausdrucken. Weiters zählen dazu auch alle im AZG separat geregelten 
Verpflichtungen betreffend das Digitale Kontrollgerät (Datendownload etc.), sowie 
Aufzeichnungs-und Aufbewahrungspflichten. 
 
3. Schwere des Verstoßes 
 
Die Einteilung in die vier Kategorien erfolgt nach Verschuldensgraden: 
 

MSI 
schwerster Verstoß 

(Most Serious Infringement) 
 

VSI 
sehr schwerwiegender 

Verstoß 
(Very Serious Infringement) 

SI 
Schwerwiegender Verstoß 

( Serious Infringement) 

MI 
Geringfügiger Verstoß 
( Minor Infringement) 

 
Bei den Verstößen gegen Lenk- und Ruhezeiten erfolgt die Einteilung in diese vier 
Kategorien entsprechend der Dauer der Überschreitung der vorgeschriebenen 
Höchstlenkzeit bzw. der Dauer der Unterschreitung der jeweiligen Mindestruhezeit, 
gerechnet in Stunden. Um je mehr Stunden die Vorgaben über- bzw. unterschritten 
werden, desto schwerwiegender ist der Verstoß. 
Die Verstöße gegen Kontrollgerätepflichten sind nach ihrem Risikopotenzial für die 
Verkehrssicherheit in die vier Kategorien eingeteilt. 
 
4. Strafhöhe 
 
Kraftfahrgesetz 

 Geringfügige Verstöße: keine Mindeststrafe, Höchststrafe € 5.000 

 Schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 200, Höchststrafe € 5.000 

 Sehr schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 300, Höchststrafe € 5.000 

 Schwerste Verstöße: Mindeststrafe € 400, Höchststrafe € 5.000 
 
Arbeitszeitgesetz 
 
Verstöße gegen Lenk-und Ruhezeiten (tägliche Ruhezeit) 

 Geringfügige Verstöße: Mindeststrafe € 72 (bei Wiederholung € 145), Höchststrafe € 
1.815  

 Schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 200 (bei Wiederholung € 250), 
Höchststrafe € 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 Sehr schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 300 (bei Wiederholung € 350), 
Höchststrafe € 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 Schwerste Verstöße: Mindeststrafe € 400 (bei Wiederholung € 450), Höchststrafe € 
2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 
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Verstöße gegen Kontrollgerätpflichten I (Einbau/Benutzung, Schaublatt, Ausdruck, 
Fahrerkarte)  

 Geringfügige Verstöße: Mindeststrafe € 145 (bei Wiederholung € 200), Höchststrafe 
€ 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 Schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 200 (bei Wiederholung € 250), 
Höchststrafe € 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 Sehr schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 300 (bei Wiederholung € 350), 
Höchststrafe € 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 Schwerste Verstöße: Mindeststrafe € 400 (bei Wiederholung € 450), Höchststrafe € 
2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 
 

Verstöße gegen Kontrollgerätpflichten II (Digitales Kontrollgerät/Datendownload etc., 
Aufzeichnungs/Aufbewahrungspflichten) 

 Mindeststrafe € 145 (bei Wiederholung € 200), Höchststrafe € 2.180 (bei 
Wiederholung € 3.600) 

 
Arbeitsruhegesetz 
 
Verstöße gegen wöchentliche Ruhezeit/Halteplatzregelung  

 Geringfügige Verstöße: Mindeststrafe € 72 (bei Wiederholung € 145), Höchststrafe € 
1.815  

 Schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 200 (bei Wiederholung € 250), 
Höchststrafe € 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 Sehr schwerwiegende Verstöße: Mindeststrafe € 300 (bei Wiederholung € 350), 
Höchststrafe € 2.180 (bei Wiederholung € 3.600) 

 
5. Gelten österreichische Strafsätze auch für Verstöße von ausländischen Lenkern? 
 
In Artikel 19 Absatz 2 der Lenk-und Ruhezeiten-VO 561/2006 ist der Grundsatz der 
Extraterritorialität festgelegt: Stellen die zuständigen Behörden in einem Mitgliedstaat 
einen Verstoß fest, können sie, sofern dieser noch nicht sanktioniert wurde, eine Strafe 
verhängen. Dies gilt nicht nur für in Österreich begangene Übertretungen, sondern auch 
dann, wenn der Verstoß im Hoheitsgebiet eines anderen Mitgliedstaats oder eines 
Drittstaats begangen wurde. Für in Österreich festgestellte Übertretungen von 
ausländischen Lenkern mit Begehungsort in einem anderen Mitgliedstaat oder Drittstaat 
bedeutet dies: Nach dem Grundsatz der Gleichbehandlung muss die Sanktion in diesem Fall 
den österreichischen Strafsätzen für Inlandsdelikte entsprechen. 
 
6. Strafbemessung 
 
Grundlage für die konkrete Strafbemessung durch die Strafbehörde ist das Ausmaß der 
Schädigung oder Gefährdung sowie der nachteiligen Folgen der Übertretung. Erschwerungs- 
und Milderungsgründe sind gegeneinander abzuwägen, das Ausmaß des Verschuldens muss 
berücksichtigt werden. Auch die Einkommens-, Vermögens- und Familienverhältnisse des 
Beschuldigten sind zu berücksichtigen (§19 VStG). Bei geringfügigen Übertretungen kann im 
Einzelfall von einer Geldstrafe überhaupt abgesehen und stattdessen eine Ermahnung 
erteilt werden (§ 50 VStG). 
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7. Bestellung von verantwortlichen Beauftragten  
 
Juristischen und natürlichen Personen sowie Personengesellschaften wird empfohlen, von 
der im Verwaltungsstrafgesetz vorgesehenen Möglichkeit der Bestellung eines oder von 
mehreren verantwortlichen Beauftragten Gebrauch zu machen, die für geahndete 
Verwaltungsübertretungen (Geldstrafen) haften. Voraussetzungen für die Bestellung sind  

 ein Hauptwohnsitz im Inland  

 die strafrechtliche Verfolgbarkeit  

 die nachweisliche Zustimmung zur Bestellung  

 eine entsprechende Anordnungsbefugnis für den jeweiligen klar abzugrenzenden 
Verantwortungsbereich (z.B. KFG und/oder Arbeitnehmerschutzvorschriften) sowie  

 eine Funktion als leitender Angestellter bei der Bestellung eines Arbeitnehmers für 
Arbeitnehmerschutzvorschriften  

 
Vorsicht!  
Durch die Bestellung eines verantwortlichen Beauftragten werden Gewerbeinhaber bzw. 
Geschäftsführer von der verwaltungsstrafrechtlichen Verantwortlichkeit nicht befreit, 
wenn sie die Tat vorsätzlich nicht verhindert haben. Sie sind daher in gewissem Umfang 
verpflichtet, durch aktives Verhalten Verwaltungsübertretungen zu verhindern.  
Die Bestellung für Arbeitnehmerschutzvorschriften (AZG, ARG, Arbeitsinspektionsgesetz) 
wird erst nach Einlangen der schriftlichen Mitteilung über die Bestellung beim zuständigen 
Arbeitsinspektorat samt Zustimmung des Bestellten rechtswirksam! 
 
8. Zusammentreffen mehrerer Übertretungen 
 
Wurden mehrere Verstöße begangen, sind die Strafen grundsätzlich nebeneinander zu 
verhängen (§ 22 VStG), wobei Übertretungen jedes einzelnen Lenkers selbständig zu 
bestrafen sind (es können also nicht z.B. mehrere Überschreitungen der Tageslenkzeit von 
verschiedenen Lenkern an einem Tag zu einem Delikt zusammengefasst werden).  
 
Liegen aber mehrere gleichartige Übertretungen eines Lenkers in gewissem zeitlichen 
Zusammenhang vor, ist zu prüfen ist, ob es sich um ein "fortgesetztes Delikt" handelt, da in 
diesem Fall einzelne Verstöße gegen eine bestimmte Rechtsvorschrift als rechtliche Einheit 
zusammengefasst werden und daher nur einmal zu bestrafen sind. 
 
Nach Rechtsansicht des Verwaltungsgerichtshofes ist ein fortgesetztes Delikt dadurch 
gekennzeichnet, dass eine Reihe von Einzelhandlungen des Beschuldigten unter folgenden 
Voraussetzungen nur eine einzige Straftat bildet: 

  Gleichartigkeit der Begehungsform und der äußeren Begleitumstände (z.B. nur 
Verstöße gegen die tägliche Lenkzeit) 

 Gesamtkonzept des Beschuldigten 

 Zeitspanne von höchstens zwei Wochen zwischen zwei gleichartigen Übertretungen 
betreffend jedes einzelnen Lenkers  

 
Vorsicht! 
Liegen die Voraussetzungen einer Tateinheit nicht vor, sind daher sämtliche Übertretungen 
von EU-Sozialvorschriften immer nebeneinander (kumulativ) und bezogen auf jeden 
einzelnen Lenker zu bestrafen! 

Stand: 7/2017 


